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vom 22. Dezember 1971 (GBl. II 1972 Nr. 1 S. 11) festgeleg­
ten Grundsatz, daß der schöpferische Gehalt und die 
gezeigte Initiative bei der Entscheidung darüber, ob eine 
Leistung qualitativ über die Arbeitsauf gaben .hinausgeht, 
zu berücksichtigen sind.

Ist jedoch die vom Kläger nach seiner Behauptung im 
Vorschlag aufgezeigte weitergehende Lösung für eine 
effektivere Reparaturtechnologie der Blockbandsäge nicht 
technisch durch die Umrüstung der Ketten bedingt und ist 
sie Ausdruck einer darüber hinausgehenden schöpferischen 
Leistung und Initiative, würden in diesem Umfang dem 
Kläger Vergütungsansprüche zustehen.

Zivilrecht * 14

§§ 129,122,130 ZGB; §§ 17, 18 der Ordnung über die Wohn­
raumversorgung für die Werktätigen der Schwerpunkt­
betriebe und der Betriebe mit Werkwohnungen vom
14. September 1967 (GBl. II Nr. 105 S.737); Ziff. 2.2.3. der 
OG-Richtlinie Nr. 28.
Uber die Zumutbarkeit der Vorabräumung eines Teilbe­
reichs des gekündigten Werkwohnungsmietverhältnisses 
(hier: Garage) muß die zuständige Konfliktkommission auf 
der Grundlage der für Werkwohnungen bestehenden Vor­
schriften beraten und entscheiden. Für eine Eigenbedarfs­
klage fehlt bei einer solchen Sachlage das Rechtsschutzbe­
dürfnis, da die Frage der Beendigung des Mietverhältnisses 
bereits durch die Kündigung geklärt ist.
OG, Urteil vom 10. Februar 1981 — 2 OZK 1/81.

Die Verklagte war beim Kläger beschäftigt. Sie hatte eine 
Werkwohnung inne, zu der auch eine Garage gehörte.

Am 21. März 1979 kündigte die Verklagte das Arbeits­
rechtsverhältnis; daraufhin hat der Kläger der Verklagten 
das Mietverhältnis über die Werkwohnung einschließlich 
der Garage zum 30. April 1979 gekündigt. Da die Verklagte 
nach Ablauf der Kündigungsfrist weder die Wohnung 
noch die Garage geräumt hatte, erhob der Kläger wegen 
dringenden Eigenbedarfs Klage auf Aufhebung des Ga­
ragenmietverhältnisses und Räumung der Garage.

Die Verklagte hat Abweisung der Klage beantragt und 
zur Begründung ausgeführt: Das Garagenmietverhältnis 
ende nach dem Mietvertrag erst mit dem Wohnungswech­
sel. Eine Ersatzwohnung sei ihr jedoch bisher noch nicht 
zur Verfügung gestellt worden.

Das Kreisgericht hat das Garagenmietverhältnis aufge­
hoben und die Verklagte zur Räumung der Garage ver­
urteilt.

Das Bezirksgericht hat die von der Verklagten einge­
legte Berufung abgewiesen. Es hat in Übereinstimmung 
mit der Auffassung des Kreisgerichts den vom Kläger 
geltend gemachten dringenden Eigenbedarf für begründet 
erachtet.

Gegen diese Entscheidung richtet sich der Kassations­
antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg 
hatte.

Aus der Begründung:
Das Bezirksgericht hat bei seiner Entscheidung nicht be­
achtet, daß es sich im vorliegenden Fall um eine Werk­
wohnung handelt, die mitsamt der Garage nach Beendi­
gung des Arbeitsrechtsverhältnisses vom Kläger gekün­
digt worden ist.

Nach den Regelungen des § 130 Abs. 3 ZGB, § 17 der 
Ordnung über die Wohnraumversorgung für die Werktä­
tigen der Schwerpunktbetriebe und der Betriebe mit Werk­
wohnungen — WWO — vom 14. September 1967 (GBl. II 
Nr. 105 S. 737) wurde das Mietverhältnis durch die vom 
Kläger mit Schreiben vom 26. März 1979 mit Wirkung zum 
30. April 1979 ausgesprochene Kündigung beendet, und 
zwar auch hinsichtlich des mit dem Werkwohnungsmiet­
verhältnis verbundenen Garagenmietverhältnisses. Die 
Abwicklung eines solchen Werkwohnungsmietverhältnis­
ses richtet sich einschließlich des Nebengelasses (wie Gar­

ten, Garage u. ä.) zwingend nach den genannten gesetz­
lichen Vorschriften über die Werkwohnung. Die Beachtung 
dieser Bestimmungen ist auch deshalb besonders bedeut­
sam, weil nicht nur die Kündigung des Mietvertrags über 
die Werkwohnung und die Kündigung des mit diesem 
Vertrag verbundenen Garagenmietverhältnisses der vor­
herigen Zustimmung der zuständigen betrieblichen Ge­
werkschaftsleitung bedarf (§ 18 Abs. 1 WWO), sondern 
auch, weil für die sich hierbei ergebenden Streitigkeiten 
die Konfliktkommission zuständig ist (vgl. Ziff. 2.2.3. 
der Richtlinie Nr. 28 des Plenums des Obersten Gerichts 
zum Zusammenwirken der Gerichte mit den Konflikt­
kommissionen vom 24. März 1976 [GBl.-Sdr. Nr. 871]). 
Auch die Frage einer Räumung der Garage zeitlich vor 
Räumung der Werkwohnung — die von der Zurverfügung­
stellung von Ersatzwohnraum abhängig ist — unter Be­
rücksichtigung der Vereinbarung im Garagenmiet-Zusatz- 
vertrag, wonach dieses Mietverhältnis mit Wohnungs­
wechsel endet, gehört zur arbeitsrechtlichen Beendigung 
des Mietverhältnisses und den sich daraus ergebenden 
Räumungsverpflichtungen.

Über die ^Trage der Zumutbarkeit einer Vorabräumung 
eines Teilbereichs des gekündigten Werkwohnungsmiet­
verhältnisses muß daher die zuständige Konfliktkommis­
sion beraten und entscheiden, soweit es darüber nicht zu 
einer Einigung kommt. Bei dieser Sachlage war kein Raum 
mehr für die Erhebung einer Eigenbedarfsklage, da die 
Frage der Beendigung des Mietverhältnisses bereits durch 
die Kündigung geklärt und gegenwärtig nur noch der Zeit­
punkt der Räumung streitig ist. Für eine solche Klage fehlt 
daher das Rechtsschutzinteresse. In diesem Stadium ein 
Verfahren wegen dringenden Eigenbedarfs durchzuführen 
bedeutet auch eine Umgehung der angeführten arbeits­
rechtlichen Vorschriften, der Zuständigkeit der Konflikt­
kommission und der Mitwirkung der Gewerkschaft.

Aus diesen Gründen war das Urteil des Bezirksgerichts 
wegen Verletzung von §§ 129, 122, 130 ZGB aufzuheben 
und, da die Sache zur Entscheidung reif war, die Klage 
abzuweisen.

§§ 151,152 ZGB.
1. Unter den in § 151 Abs. 1 Ziff. 1 bis 4 ZGB geregelten 
Garantieansprüchen genießt die Nachbesserung als volks­
wirtschaftlich günstigste Variante den Vorrang. Der aus der 
gesetzlichen Garantie Verpflichtete ist daher bei Vorlie­
gen der in § 152 Abs. 1 ZGB genannten Voraussetzungen 
berechtigt, den Käufer auch dann auf Nachbesserung zu 
verweisen, wenn dieser zunächst einen anderen der in § 151 
Abs. 1 ZGB geregelten Garantieansprüche anstrebt.
2. Ohne Vorliegen eines Nachbesserungsangebots des aus 
der gesetzlichen Garantie Verpflichteten ist im Rechtsstreit 
kein Raum, den Käufer auf die Nachbesserung zu verwei­
sen.
3. Die spätere Verweisung auf Nachbesserung durch den 
Garantieverpflichteten widerspricht auch dann den berech­
tigten Interessen des Käufers, wenn die für die Nachbes­
serung zuständige Vertragswerkstatt bei Mängelanzeige 
erklärt hat, daß sie diese Ware nicht reparieren könne, 
ferner der Verkäufer jeglichen Garantieanspruch abge­
lehnt hat und der Käufer deshalb bereits eine gleichartige 
neue Ware gekauft hat.
OG, Urteil vom 13. Januar 1981 — 2 OZK 50/80.

Der Kläger hat von der Verklagten einen Elektroherd 
gekauft. Auf Grund einer Reklamation erhielt er am 
9. März 1979 als Ersatzlieferung ein Gerät gleichen Typs. 
Durch mündliche Reklamation im August 1979 und durch 
Schreiben vom 6. September 1979 hat der Kläger bei der 
Verklagten die von ihm festgestellten Mängel des Herdes, 
die dessen Gebrauchswerteigenschaften sehr stark ein­
schränkten, angezeigt und den Garantieanspruch auf Kauf­
preisrückzahlung innerhalb der gesetzlichen Garantiezeit 
geltend gemacht. Der Mangel ist auf einen Verarbeitungs­
fehler beim Hersteller zurückzuführen.


